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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit stellt eine aktualisierte Fassung meiner Dissertation dar, 
die im Wintersemester 2010 / 2011 von der juristischen Fakultät der Heinrich-
Heine-Universität Düsseldorf angenommen wurde. Sie entstand während meiner 
Tätigkeit am Institut für Deutsches und Europäisches (heute: Internationales) 
Parteienrecht und Parteienforschung (PRuF) sowie am Lehrstuhl für Öffentliches 
Recht, rechtssoziologie und Rechtstheorie. 

Dem Leiter beider Einrichtungen, Prof. Dr, Martin Morlok, der die Arbeit als 
Doktorvater betreut hat, verdanke ich sehr viel. Er hat mich, wie so viele andere, 
mit seiner Begeisterung für das öffentliche Recht angesteckt, besonders mein In-
teresse am Parteienrecht geweckt, mir stets großzügig Einblick in seine umfang-
reiche wie produktive wissenschaftliche Werkstatt gewährt und dadurch die 
Chance gegeben, von ihm zu lernen. 

Wissenschaft entsteht nicht zuletzt im Dialog, daher möchte ich auch meinen 
ehemaligen und gegenwärtigen Kollegen am PRuF und am Lehrstuhl für ihre 
stete und ausdauernde Bereitschaft zum wissenschaftlichen Gespräch danken. 
Einen besonderen Dank möchte ich Prof. Dr. Tim Spier aussprechen, der mir in 
allen politikwissenschaftlichen Fragen stets sein umfassendes Wissen zur 
Verfügung stellte. 

Dem Freundeskreis der juristischen Fakultät möchte ich für die finanzielle 
Unterstützung des Dissertationsvorhabens danken und Prof. Dr. R. Alexander 
Lorz für die schnelle Erstellung des Zweitgutachtens. Mein Dank gilt weiterhin 
Felix Terlinden und Denis Küppers für die mühselige Arbeit des 
Korrekturlesens. 

Besonderen Dank schulde ich meiner Familie, die ich allzu oft allzu sehr 
vernachlässigt habe und die mich dennoch immer unterstützt hat. 

Die Arbeit ist meinen Eltern und meiner Schwester gewidmet. 
 
 

Düsseldorf, im Juno 2013        Sebastian Roßner 
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